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Auf Antrag der DB Netz AG, Region Nord (Vorhabentragerin) erlasst das Eisenbahn-
Bundesamt nach § 18 Abs. 1 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG)i. V. m. § 74 Abs. 6

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwWVfG) folgende

Plangenehmigung

A. Verfiigender Teil

A.l Genehmigung des Plans

Der Plan fur das Vorhaben ,Neubau einer Larmschutzwand an der Badenstedter
Stralde in Hannover* in der Landeshauptstadt Hannover, Bahn-km 18,856 bis 19,063
der Strecke 1750, Wunstorf - Lehrte, wird mit den in dieser Genehmigung aufgefihrten

Nebenbestimmungen und Hinweisen genehmigt.

Folgende Larmschutzwand soll errichtet werden:

. . Bahn- N Hohe U.
Bezeichnung Bahn-Kilometer Seite Wandlange SOK
LSW 18,856 — 19,635 rechts 207,5m 4,00 m
Weitere Einzelheiten sind den genehmigten Planunterlagen zu entnehmen.
A.2  Planunterlagen
Der Plan besteht aus folgenden Unterlagen:
Unterlage | Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung
1 Erlauterungsbericht vom 14.03.2021, 29 Seiten inkl. Inhalts- genehmigt
und AbkUlrzungsverzeichnis zzgl. 1 Deckblatt
21 Ubersichtsplan vom 14.03.2021, MaRstab 1 : 25.000 nur zur
Information
3.1 Lageplan vom 14.03.2021, Malstab 1 : 500 genehmigt
4 Bauwerksverzeichnis vom 14.03.2021, 2 Blatter zzgl. Deckblatt | genehmigt
5.1 Grunderwerbsplan von vom 14.03.2021, Bahn-km 18,8+56,0 genehmigt
bis km 19,0+63,5, Strecke 1750, Mal3stab 1 : 500
6 Grunderwerbsverzeichnis vom 24.03.2021, 1 Blatt zzgl. Deck- | genehmigt
blatt und Abkurzungsverzeichnis
71 Bauwerksplan vom 24.03.2021, Mafstab 1 : 200 genehmigt
8.1 Regelquerschnitt RQ1 vom 14.07.2021, Maf3stab 1 : 50 genehmigt
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A3

Unterlage |Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung
8.2 Querschnitt QP1 vom 14.07.2021, Malstab 1 : 50 genehmigt
8.3 Querschnitt QP2 vom 14.07.2021, Mafstab 1 : 50 genehmigt
9.1 Baustelleneinrichtungs- und erschlieBungsplan vom genehmigt

24.03.2021, MaRstab 1 : 500
101 Kabel- und Leitungslageplan vom 24.03.2021, MaRstab 1 : 500 | nur zur
Information
1.1 Landschaftspflegerischer Fachbeitrag mit integriertem Arten- genehmigt
schutzbeitrag vom 24.03.2021 (118 Seiten)
11.2 Bestandsplan vom 24.03.2021, Maf3stab 1 :1.000 nur zur
Information
11.3 Bestands- und Konfliktplan vom 24.03.2021, MaBstab 1 :1.000 | nur zur
Information
114 Lageplan der landschaftspflegerischen MalRnahmen vom genehmigt
24.03.2021, MaRstab 1 : 1.000
11.5 Malnahmenkartei vom 24.03.2021 (16 Blatter) genehmigt
11.6 Naturkundliche Bestandsaufnahme vom 24.03.2021 (17 Seiten) | nur zur
Information
12.1 Baularmimmissionsprognose und erschitterungstechnische Un- | nur zur
tersuchung zum geplanten Neubau einer Larmschutzwand in Information
Hannover vom 24.03.2021 (35 Seiten zzgl. Anlagen)
e 12.2.1 Schalltechnische Stellungnahme zur Errichtung einer
Larmschutzwand
e 12.2.2 Schalltechnische Stellungnahme zur stadtebaulichen
Studie
e 12.2.3 Schalltechnisches Gutachten
e 12.2.4 Schalltechnische Stellungnahme zur geplanten Nut-
zung
e 12.2.5 Schalltechnische Machbarkeitsstudie
13 Baugrunduntersuchungen, Baugrund- und Griindungsbeurtei- nur zur
lung vom 08.01.2016, 14 Blatter zzgl. Anlagen Information
14 e 14.1 BoVEK-Kurzkonzept vom 23.11.2020 (6 Seiten) nur zur
14.2 BoVEK-Check vom 26.02.2020 (3 Seiten) Information
e 14.3 Altlastenauskunft vom 18.11.2020 (4 Seiten)

Konzentrationswirkung

Durch die Plangenehmigung wird die Zulassigkeit des Vorhabens einschliellich der

notwendigen Folgemaflnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm be-

rihrten o6ffentlichen Belange festgestellt; neben der Plangenehmigung sind andere be-

hordliche Entscheidungen, insbesondere 6ffentlich-rechtliche Genehmigungen, Verlei-

hungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen nicht er-
forderlich (§ 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 1 VWVfGi. V. m. § 75
Abs. 1 VWVFG).
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A.4 Nebenbestimmungen und Hinweise

A.4.1

EIGV, VV BAU und VV BAU-STE

Die Regelungen der ,Verwaltungsvorschrift Gber die Bauaufsicht im Ingenieurbau,
Oberbau und Hochbau® (VV BAU) und der ,Verwaltungsvorschrift flr die Bauaufsicht
uber Signal-, Telekommunikations- und elektrotechnische Anlagen® (VV BAU-STE)

sind zu beachten. Beim Eisenbahn-Bundesamt sind die nach EIGV erforderlichen An-

zeigen einzureichen und die notwendigen Antrage zu stellen.

A.4.2 Wasserwirtschaft und Gewasserschutz

A4.21

A4.2.2

A4.23

A4.24

A4.25

Unvorhergesehene Stérungen, die negative Auswirkungen auf das Gewasser (hier:
Grundwasser) haben kdnnen, insbesondere das Auslaufen wassergefahrdender
Stoffe im Entwasserungsgebiet, sind unverzlglich dem Eisenbahn-Bundesamt,
Sachbereich 6 Nord, anzuzeigen. Es sind sofort alle Malinahmen zu ergreifen, die

notwendig und geeignet sind, Schaden abzuwenden oder zu mindern.

Spatestens 2 Wochen nach Ende der Stérung ist dem Eisenbahn-Bundesamt, Sach-
bereich 6 Nord, ein schriftlicher Bericht vorzulegen mit Darstellung des Ereignisses
und seiner Ursachen, der Auswirkungen auf Gewasser, getroffener Malnahmen und

der vorgesehenen Mallnahmen zur Vermeidung ahnlicher Vorfalle.

Die Verwendung wassergefahrdender Stoffe im Entwasserungsgebiet, die aus-
schlie8lich der Sicherstellung des Bahnbetriebs und der Verkehrs- und Betriebssi-
cherheit dienen (z.B. Betriebsstoffe, Schmierstoffe an Fahrzeugen und Eisenbahninf-
rastrukturanlagen, etc.) hat mit grétmoglicher Sorgfalt zu erfolgen. Eine darlberhin-
ausgehende Verwendung von wassergefahrdenden Stoffen sowie die Lagerung der-

artiger Stoffe sind im Entwasserungsgebiet nicht zulassig.

Soweit zur Verflllung baubedingter Arbeitsraume Fremdmaterial verwendet wird, darf
nur unbelastetes Erdmaterial gemal den Vorsorgewerten der LAGA TR Boden (Z0-
Material) oder Erdmaterial entsprechend der értlichen geogenen Vorbelastung ver-

wendet werden.

Die in das Grundwasser hineinreichenden Bauteile und Baustoffe missen nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik (DIN-Normen, europaisch technische Zu-
lassung der verwendeten Baustoffe, bauaufsichtliche Zulassung nach DIBt und
DVGW-Regelwerke etc.) so ausgewahlt und hergestellt werden, dass eine Grund-
wasserverunreinigung auszuschlief3en ist. Es darf nur chromatarmer Zement verwen-

det werden.
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A4.26

A4.27

A.4.3

A4.4

Fir Schaden, die Dritten im Zusammenhang mit der Baumalinahme entstehen, haftet

grundsatzlich der Verursacher.

Das wasserrechtliche Verfahren beinhaltet keine Prifung zur Standsicherheit, Set-
zung oder Hebung von Baugruben, Gebauden, Einrichtungen oder sonstiger Infra-
struktur im Einflussbereich des Vorhabens oder durch das Vorhaben hervorgerufene
Einflisse auf die Stabilitat des Untergrundes (z.B. Grundbruch) etc. Die Standsicher-

heit ist vom Vorhabentrager zu gewahrleisten.

Naturschutz und Landschaftspflege

Die Vorhabentragerin hat die im Landschaftspflegerischen Fachbeitrag (Unterlage 11
der Planunterlagen) beschriebenen naturschutzfachlichen Vermeidungs-, Minderungs-
und Schutzmafinahmen 001_V, 002_V, 003_VA, 004_VA und 005_V durchzufihren

sowie die AusgleichsmalRnahmen 006_A bis 009_A umzusetzen.

A.4.3.1 MaBnahmen vor Baubeginn
Rickschnitts- und Rodungsmalnahmen sind nur auf3erhalb der nach Bundesnatur-
schutz-Gesetz (BNatschG) geschitzten Zeit vom 1. Marz bis 30. September eines Jah-

res zulassig.

A.4.3.2 MaBnahmen wahrend der Bauarbeiten

Die Umsetzung der festgelegten Vermeidungsmaflnahmen hat frist- und sachgerecht

zu erfolgen.

A.4.3.3 MaBnahmen nach Abschluss der Bauarbeiten
Zur Erfassung der Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen im Kompensationsverzeichnis
der Region Hannover, sind der Unteren Naturschutzbehdrde der Region Hannover die

fur diese Erfassung erforderlichen Angaben zu tUbermitteln.

Artenschutz

Bei der Durchflhrung des Vorhabens sind die Vorschriften zum Artenschutz nach § 44
Bundesnaturschutz (BNatSchG) zu beachten. Es ist u.a. verboten, Tiere der besonders
geschitzten Arten (z.B. alle einheimischen Végel, Fledermause, Amphibien) zu verlet-
zen, zu téten, sie erheblich zu stéren oder ihre Fortpflanzungs- und Ruhestatten zu

beschadigen oder zu zerstoren.
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A.4.5

A.4.6

Umweltfachliche Bauiiberwachung

Fir die Durchfiihrung des Vorhabens wird die Einrichtung einer Umweltfachlichen Bau-
Uberwachung nach den MalRgaben des ,Umwelt-Leitfaden zur eisenbahnrechtlichen
Planfeststellung und Plangenehmigung sowie fir Magnetschwebebahnen — Teil VII:
Umweltfachliche Bauuberwachung“ des Eisenbahn-Bundesamtes angeordnet. Die
Vorhabentragerin hat sicherzustellen, dass die dort genannten Aufgaben erfullt wer-
den. Die organisatorischen Vorgaben sind zu beachten. Insbesondere sind die Unab-
hangigkeit der Umweltfachlichen Baulberwachung nach MalRgabe des Umweltleitfa-
dens, ihr unmittelbarer Zugang zur Projektleitung sowie die ordnungsgemafe Wahr-

nehmung der Berichtspflicht zu gewahrleisten.

Das Eisenbahn-Bundesamt behalt sich vor, bei wiederholten, erheblichen Mangeln der
Aufgabenwahrnehmung durch die Umweltfachliche Bauliberwachung die Abberufung
der hiermit betrauten Personen zu verlangen. Erhebliche Mangel liegen inshesondere
vor, sofern Umweltschaden entstanden sind bzw. auf der Baustelle Straftaten vertibt
wurden, die bei ordnungsgemafer Aufgabenerfillung der umweltfachlichen Bautber-
wachung hatten verhindert werden kénnen. Ein erheblicher Mangel liegt des Weiteren
vor, wenn die Berichte nicht, wiederholt verspatet oder grob unvollstadndig vorgelegt

wurden. In diesem Fall hat die Vorhabentragerin unverziglich fur Ersatz zu sorgen.

Immissionsschutz

A.4.6.1 Baubedingte Immissionen

Die Vorhabentragerin hat wahrend der Bauzeit daflir zu sorgen, dass schadliche Um-
welteinwirkungen durch Larm-, Geruchs-, Staub- und Erschitterungsimmissionen nach
dem Stand der Technik vermieden und unvermeidbare schadliche Umwelteinwirkun-
gen auf ein Mindestmal} beschrankt werden. Insoweit ist sicherzustellen, dass nur
schadstoffarme Fahrzeuge und Maschinen nach dem Stand der Technik zum Einsatz

kommen.

A.4.6.2 Baubedingte Larmimmissionen

Die Vorhabentragerin hat wahrend der Bauzeit zu gewahrleisten, dass die ,Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm — Gerauschimmissionen (AVV Bau-
[&arm)“ vom 19.08.1970 beachtet wird.

Neben allgemeinen Grundsatzen wie z. B. der umfassenden Information der betroffe-

nen Anwohner in Form einer Offentlichkeitsveranstaltung friinzeitig vor Beginn larm-
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und/ oder erschitterungsintensiver Bauarbeiten, Benennung eines standig erreichba-

ren Ansprechpartners vor Ort etc., hat die Vorhabentragerin unter Berticksichtigung der

ortlichen Gegebenheiten und sonstigen Umstande die notwendigen, in der Schalltech-
nischen Untersuchung (Unterlage 12.1) beschriebenen Malinahmen zu ergreifen:

e Fur die auf der Baustelle zum Einsatz kommenden Geréate ist bereits in den Aus-
schreibungsunterlagen die Forderung nach larmarmen Typen aufzunehmen (Be-
achtung der Forderungen der Gerate- und Maschinenlarmschutzverordnung - 32.
BImSchV).

e Die Baustelle ist so zu planen, einzurichten und zu betrieben, dass Gerausche die
nach dem Stand der Technik vermeidbar sind, weitestgehend verhindert werden.

¢ Die larmintensiven Vorbereitungsarbeiten, wie Transport des Materials, missen
wahrend des Tageszeitrums stattfinden.

e Zwischen einzelnen Arbeitsvorgangen sind die Baumaschinen auszuschalten, so-
fern dies den Arbeitsablauf nicht unvertretbar erschwert. Leerfahrten sind so weit
wie mdglich zu vermeiden.

¢ Automatische Warnsysteme im Nachtzeitraum sollen soweit méglich nicht einge-
setzt werden.

o Die Anwohner sind rechtzeitig vor Beginn der Bauarbeiten Uber Beginn, Dauer,
Tageszeiten und Art der Baumalinahme zu informieren und missen darlber hin-
aus die Kontaktdaten eines Ansprechpartners erhalten, der auf Fragen zum Bau-
ablauf und zur Gerauschentwicklung Auskunft geben kann.

Die Einhaltung der fir Baustellen geltenden Richtlinien und Vorschriften sowie der Ne-

benbestimmungen zum Baularm hat die Vorhabentragerin durch regelmafige Baustel-

lenkontrollen sicherzustellen.

Sollten sich Uberschreitungen der grundrechtlichen Zumutbarkeitsschwelle von 70/

60 dB(A) tags in Wohnraumen/ nachts in Schlafrdumen an den in der Schalltechni-

schen Stellungnahme genannten Gebauden in der unmittelbaren Umgebung der Bau-

mafnahme auch durch SchallschutzmaRnahmen nicht vermeiden lassen, wird der Vor-
habentragerin auferlegt, den Betroffenen flr die Dauer der Larmbelastungen vorrangig
angemessenen Ersatzschlafraum bzw. -wohnraum anzubieten.

Soweit die vorgenannten Voraussetzungen vorliegen, ein angemessener Ersatzschlaf-

raum aber nicht zur Verfligung gestellt werden kann, haben die Eigentimer und Mieter

als Nutzer und Betroffene gegebenenfalls einen Anspruch auf Entschadigung dem

Grunde nach.
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Es wird darauf hingewiesen, dass gerauschintensive Bautatigkeiten nur unter den Kri-

terien des offentlichen Interesses zulassig sind und Nachtarbeiten rechtzeitig vor Be-

ginn bei der zustandigen Unteren Immissionsschutzbehérde zu beantragen sind.

A.4.6.3 Baubedingte Erschiitterungsimmissionen

Die Vorhabentragerin hat unter Bertcksichtigung der értlichen Gegebenheiten und

sonstigen Umstande die notwendigen, in der Schall- und erschutterungstechnischen

Untersuchung (Unterlage 12.1) beschriebenen MalRnahmen zum Schutz von Men-

schen in Gebauden und zum Schutz von Bauwerken zu ergreifen:

¢ Umfassende Information der Betroffenen Uber die Baumalnahmen, die Bauver-
fahren, die Dauer und die zu erwartenden Erschitterungen aus dem Baubetrieb

o Aufklarung Gber die Unvermeidbarkeit von Erschitterungen infolge der Baumal3-
nahmen und die damit verbundenen Belastigungen

e Zusatzliche baubetriebliche Mallnahmen zur Minderung und Begrenzung der Be-
lastigungen (Pausen, Ruhezeiten, Betriebsweise der Erschitterungsquelle usw.)

e Benennung einer Ansprechstelle, an die sich Betroffene wenden kénnen, wenn sie
besondere Probleme durch Erschutterungseinwirkungen haben

e Information der Betroffenen Uber die Erschitterungswirkungen auf das Gebaude.

Vor und wahrend der Arbeiten ist eine bautechnische Beweissicherung an den nachst-

gelegenen Gebauden durchzuflihren

A.4.7 Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz

A4.7.1

A4.7.2

A4.7.3

Mineralische Ausbaustoffe, die nicht am Standort wiederverwertet werden konnen,
sind in max. 300 m?® groRen Haufwerken bereitzustellen. Die Haufwerke sind entspre-
chend der einschlagigen Regeln (Mitteilung der Bund/Lander-Arbeitsgemein-schaft
Abfall (LAGA) 32, PN 98) durch einen qualifizierten Sachverstandigen / Gutachter zu
beproben und gemaf der LAGA Mitteilung 20 zu untersuchen. Erst diese Deklaration
ermoglicht die weitere Entsorgung. Der Umfang der Deklarationsanalytik richtet sich
u.a. nach der LAGA Mitteilung 20 bzw. der Deponieverordnung (DepV) sowie den
Annahmekriterien des Entsorgungsunternehmens. Die Untersuchungen sind durch

ein fur diese Aufgabenstellung akkreditiertes Labor durchzuftihren.

Mindestens zwei Wochen vor dem Start der BaumalRnahme ist der Baubeginn bei der

Region Hannover, Untere Abfallbehdérde (UAB) schriftlich anzuzeigen.

Die im Rahmen des Bauvorhabens anfallenden Abfalle (z. B. Boden, Bauschutt, ggf.
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A4.74

A48
A.4.8.1

A4.8.2

A.4.9

A.4.10

Stralienaufbruch) sind ordnungsgemaf’ und schadlos zu verwerten (§ 7 Kreislaufwirt-

schaftsgesetz (Kr'WG)) bzw. allgemeinwohlvertraglich zu beseitigen (§15 KrWG).

Die Anforderungen der Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV), insbesondere die Ge-
trennthaltungs- und Vorbehandlungspflichten, sind einzuhalten und umzusetzen.

Vollzugshinweise zur GewAbfV sind in der LAGA Mitteilung 34 zu finden.

Offentliche Ver- und Entsorgungsanlagen
Mit den Betreibern von Leitungen, deren Anlagen betroffen sind, hat mdglichst frih-
zeitig eine Abstimmung bezuglich der Baudurchfiihrung und der notwendigen Begleit-
mafRnahmen zu erfolgen. Die Hinweise und Forderungen in den jeweiligen Stellung-
nahmen sind zu beachten. Treten unvermutet Kabel oder Leitungen auf, ist der Anla-

geneigentiimer unverziglich zu verstandigen.

Im Bereich des Bauvorhabens befinden sich auerdem Schienen- und Fahrleitungs-
anlagen der USTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe AG, fiir die die besonderen Hin-

weise der Stellungnahme vom 20.03.2020 zu beachten und umzusetzen sind.

Kampfmittel

Es ist davon auszugehen, dass im Planungsbereich noch Bombenblindganger vorhan-

den sein kénnen, von denen eine Gefahr ausgehen kann.

Aus Sicherheitsgrinden sind rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten Gefahrenerfor-
schungsmafinahmen durchzufihren. Die Vorhabentragerin hat sich hinsichtlich der er-
forderlichen Gefahrenerforschungsmafnahmen an die fur Ihren Ort zustandige Gefah-

renabwehrbehoérde (Stadt oder Gemeinde) zu wenden.

Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfauste, Minen etc.) gefunden
werden, ist umgehend die zustandige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt der Stadt
Hannover oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst des LGLN - Regionaldirektion Ha-

meln-Hannover zu benachrichtigen.

Inanspruchnahme von Grundeigentum und sonstigen Rechten Dritter

Mit den Eigentimern der It. Grunderwerbsverzeichnis voriibergehend zu nutzenden

Grundstuicke ist vor Nutzung eine Bestandsaufnahme durchzufihren.

Nach Beendigung der Nutzung sind die entsprechenden Grundstlicke an die Eigentu-
mer im Rahmen eines Ubergabetermins in demselben Zustand zu iibergeben, wie

diese bei der Bestandsaufnahme Gbernommen wurden.
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A.4.11 Unterrichtungspflichten

Die Zeitpunkte des Baubeginns und der Fertigstellung sind dem Eisenbahn-Bundes-
amt, AuRenstelle Hannover sowie der Stadt Hannover mdglichst frihzeitig schriftlich

bekannt zu geben.

A5 Entscheidung iiber Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Antrage

Die Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen Einwender sowie die von Behor-
den und Stellen geaulRerten Forderungen, Hinweise und Antrage werden zurlickgewie-
sen, soweit ihnen nicht entsprochen wurde oder sie sich nicht auf andere Weise erledigt

haben.

A.6  Sofortige Vollziehung

Die Plangenehmigung ist kraft Gesetzes gegenuber Dritten sofort vollziehbar.

A.7  Gebiihr und Auslagen

Die Gebuhr und die Auslagen flr das Verfahren tragt die Vorhabentragerin. Die Héhe

der Gebihr und der Auslagen wird in einem gesonderten Bescheid festgesetzt.
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B.1

B.1.1

B.1.2

Begriindung

Sachverhalt

Gegenstand des Vorhabens

Das Bauvorhaben ,,Neubau einer Larmschutzwand an der Badenstedter Strale in Han-
nover® hat die Errichtung einer Larmschutzwand zum Schutz der Anwohner der Ba-

denstedter Stralle in der Landeshauptstadt Hannover zum Gegenstand.

Die Gesamtlange der geplanten Larmschutzwand, mit einer Hohe von 4,0 m tber Soll-

gleishéhe, soll 207,5 m betragen.

Die Anlagen liegen bei Bahn-km 18,856 bis 19,063 der Strecke 1750 Wunstorf - Lehrte

in Hannover.

Verfahren

Die DB Netz AG, Region Nord (Vorhabentragerin) hat mit Schreiben vom 24.03.2021,
Az. |.NA-N-N-HAN-P TS; G.016220115, eine Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG
i. V.m. § 74 Abs. 6 VWVfG fur das Vorhaben ,Neubau einer Larmschutzwand an der
Badenstedter Strafle in Hannover" beantragt. Der Antrag ist am 30.03.2021 beim Ei-

senbahn-Bundesamt, Au3enstelle Hannover, eingegangen.

Mit Schreiben vom 21.04.2021 sowie den E-Mails vom 15.06.2021 und 05.07.2021
wurde die Vorhabentragerin um Uberarbeitung bzw. Erganzung der Planunterlagen ge-
beten. Die Unterlagen wurden mit Schreiben vom 06.05.2021 und den E-Mails vom
16.06.2021 und 05.07.2021 vorgelegt.

Mit verfahrensleitender Verfligung vom 21.07.2021, Az. 581ppw/014-2021#001, hat
das Eisenbahn-Bundesamt festgestellt, dass fiir das gegenstandliche Vorhaben keine
Verpflichtung auf Durchfuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprafung besteht (§§ 5 ff.
Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprafung (UVPG)).

Die DB Netz AG, Region Nord hat dem Eisenbahn-Bundesamt die von ihr vorab ein-
geholten Stellungnahmen von Tragern o6ffentlicher Belange und Betroffenen vorgelegt

und hierzu gegeniber dem Eisenbahn-Bundesamt erwidert.

Erganzend hat das Eisenbahn-Bundesamt mit Schreiben vom 21.04.2021 im Rahmen
der Herstellung des Benehmens den Fachbereich Planen und Stadtentwicklung der

Landeshauptstadt Hannover um eine Stellungnahme zum Vorhaben gebeten.
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Folgende Stellungnahmen enthalten keine Bedenken, Forderungen oder Empfehlun-

gen:

Lfd. Nr. |Bezeichnung

3. Landeshauptstadt Hannover
Stellungnahme vom 10.06.2021, Az.: OE 61.31-02728/21
4. Landeshauptstadt Hannover, Fachbereich Feuerwehr
Stellungnahme an die VHT als E-Mail vom 27.01.2021, kein Az.
9. 1&1 Versatel Deutschland GmbH

Leitungsauskunft vom 01.04.2020, Job-ID: 647636

10. net.DE AG
Stellungnahme an die VHT als E-Mail vom 24.03.2021, kein Az.

11. Avacon Netz GmbH/ PurenaGmbH/ WEVG GmbH 6 Co. KG
Stellungnahme an die VHT als E-Mail vom 17.03.2020, kein Az.

12. htp GmbH
Stellungnahme an die VHT als E-Mail vom 13.03.2020, kein Az.

13. Deutsche Glasfaser Netz Operating
Stellungnahme an die VHT als E-Mail vom 12.03.2020, kein Az.

14. GLH Auffanggesellschaft fur Telekommunikation mbH
Stellungnahme an die VHT als E-Mail vom 16.03.2020, kein Az.

16. TenneT TSO GmbH
Stellungnahme an die VHT als E-Mail vom 17.03.2020, kein Az.

18. Zentrale Polizeidirektion Niedersachsen
Stellungnahme vom 17.03.2020, Az.: 44.2.2

Folgende Stellungnahmen enthalten Bedenken, Forderungen oder Empfehlungen:

Lfd. Nr. |Bezeichnung

1. Region Hannover
Stellungnahme vom 25.02.2021, kein Az.
2. Landeshauptstadt Hannover

Stellungnahme an die VHT als E-Mail vom 02.02.2021, kein Az.

5. enercity Netz GmbH
Leitungsnetzauskunft vom 23.11.2020, ALIZ-ID: 1303102

6. Stadtentwasserung Hannover
Stellungnahme an die VHT als E-Mail vom 12.03.2020, kein Az.
7. Deutsche Telekom Technik GmbH

Trassenauskunft vom 24.01.2020, Referenznr.: 133221848 1

8. Vodafone GmbH/ Vodafone Kabel Deutschland GmbH
Trassenauskunft vom 24.01.2020, Auftrags-ID: 1471341

15. Landeshauptstadt Hannover,
Informations- und Kommunikationssysteme
Stellungnahme vom 30.03.2020, Az.: 18.53 — Wol

17. USTRA, Hannoversche Verkehrsbetriebe AG
Stellungnahme vom 20.03.2020, Az.: TAS151/MA

Dem Eisenbahn-Bundesamt liegen die Zustimmungen der in eigenen Rechten Be-

troffenen vor.
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B.2

B.2.1

B.2.2

Verfahrensrechtliche Bewertung

Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage fir die vorliegende planungsrechtliche Entscheidung ist § 18 Abs. 1
AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwWVfG. Betriebsanlagen einer Eisenbahn einschlieBlich der
Bahnfernstromleitungen dirfen nur gebaut oder geandert werden, wenn der Plan vor-
her festgestellt ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berthrten 6f-
fentlichen und privaten Belange einschlieBlich der Umweltvertraglichkeit im Rahmen

der Abwagung zu berticksichtigen.

An Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann gemaR § 18 Abs. 1 AEG i. V. m.

§ 74 Abs. 6 VWV{G eine Plangenehmigung erteilt werden, wenn

1. Rechte anderer nicht oder nur unwesentlich beeintrachtigt werden oder die Be-
troffenen sich mit der Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines anderen

Rechts schriftlich einverstanden erklart haben,

2. mit den Tragern offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich berthrt wird, das Be-

nehmen hergestellt worden ist und

3. nicht andere Rechtsvorschriften eine Offentlichkeitsbeteiligung vorschreiben, die
den Anforderungen des § 73 Abs. 3 Satz 1 und Absatz 4 bis 7 VwVfG entsprechen

muss.

Da nach Einschatzung des Eisenbahn-Bundesamtes nach den Abstimmungen zwi-
schen den Beteiligten keine unbewaltigten Konflikte verbleiben, erteilt es fur das Vor-
haben ,Neubau einer Larmschutzwand an der Badenstedter Stralle in Hannover" eine

Plangenehmigung.

Zustandigkeit

Gemal § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Gesetz Uber die Eisenbahnverkehrsverwal-
tung des Bundes (BEVVG) ist das Eisenbahn-Bundesamt flir den Erlass einer pla-
nungsrechtlichen Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwWVfG fur
Betriebsanlagen von Eisenbahnen des Bundes zustandig. Das Vorhaben bezieht sich

auf Betriebsanlagen der Eisenbahninfrastrukturbetreiberin DB Netz AG, Region Nord.
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B.3

B.4

B.4.1

B.4.2

Umweltvertraglichkeit

Das Vorhaben betrifft die Anderung eines Schienenweges von Eisenbahnen mit den
dazugehdrenden Betriebsanlagen einschlieBlich Bahnstromfernleitungen, Nummer
14.7 der Anlage 1 zum UVPG.

Fir das Vorhaben wurde mit der o. g. verfahrensleitenden Verfigung gemai § 5 Abs. 1
i.V.m. §9 Abs.3 UVPG (vorpriifungspflichtiges Anderungsvorhaben ohne UVP-
Pflicht im Ausgangsvorhaben) festgestellt, dass eine Pflicht zur Durchfihrung einer

Umweltvertraglichkeitsprifung nicht besteht.

Materiell-rechtliche Wiirdigung des Vorhabens

Planrechtfertigung

Grundlage der Planung ist die Verbesserung des Larmschutzes im Bereich der Ba-
denstedter Stral’e 128 in der Landeshauptstadt Hannover. Hier soll ein Wohnbauvor-
haben umgesetzt werden. Durch den Bau der Larmschutzwand sollen zukiinftig ge-
sunde Wohnverhaltnisse sichergestellt werden. Die Planung rechtfertigt sich aus Griin-
den der Sicherheit und Leichtigkeit des Eisenbahnbetriebes, hier im Sinne von Immis-
sionsschutz und Betriebsabwicklung. Die Baumalinahme dient dem dauerhaften Ge-
sundheitsschutz der Anwohner und erfolgt auch aufgrund eines dringenden &ffentli-

chen Interesses.

Sie ist damit ,vernuinftigerweise geboten® im Sinne des Fachplanungsrechts

EIGV, VV BAU und VV BAU-STE

Im verfugenden Teil ist der Vorhabentragerin aufgegeben, rechtzeitig vor Baubeginn
die nach der EIGV erforderlichen Anzeigen einzureichen und die notwendigen Antrage
zu stellen. Es ist sachgerecht, die fachtechnische Prifung der Ausfiihrungsplanung
zum Gegenstand eines gesonderten Verfahrens, das in den genannten Verwaltungs-
vorschriften und Verordnungen dargestellt ist, zu machen. Im fachplanungsrechtlichen
Verfahren sind die unter B.3 und B.4 genannten Beziehungen zur Umwelt, zu o6ffentli-
chen Belangen und privaten Rechten zu prifen. Gegenstand des bauaufsichtlichen
Verfahrens ist dagegen, dass das Vorhaben in jeder Hinsicht den Regelwerken der

Technik entspricht.
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B.4.3

B.4.4

Variantenentscheidung

In der schalltechnischen Stellungnahme vom 22.05.2020 der AMT Ingenieurgesell-
schaft mbH wurde die dieser Planung zugrundeliegende Larmschutzwand untersucht.
Als weitere Variante erfolgte die Untersuchung einer im sudlichen Abschnitt vorgese-

henen Verlangerung der LSW um 17 m.

Da dieses zu keiner signifikanten Verbesserung gefuhrt habe, wurde diese Variante

nicht weiterverfolgt.

Wasserwirtschaft und Gewasserschutz

In ihrer Stellungnahme vom 05.07.2021, Az.: 58611-576ti/002-1114#010 teilte der
Sachbereich 6 (Umwelt - Aufsicht und Genehmigung) des EBA mit, dass aus wasser-

wirtschaftlicher Sicht keine Bedenken bestiinden.

Die Grindung der Larmschutzwand werde aus gerammten Stahlrohren und nicht aus
Bohrpfahlen bestehen. Der horizontale Regelabstand betrage 5 m und die jeweiligen

Durchmesser die Stahlrohre betriigen rd. 70 bzw. 90 cm.

Durch diese punktuelle Beeinflussung sei nach Angaben der Vorhabentragerin (E-Mail
vom 16.06.2021) nicht mit einer Auswirkung auf die FlieRrichtung des Grundwassers
zu rechnen. Ebenfalls sei bauartbedingt nicht mit Materialeintrag durch z.B. Zement-
schlamme im Grundwasserbereich zu rechnen. Die Herstellung der Stahlrohrramm-
pfahle und der darauf aufbauenden Larmschutzwand erfolge nach Angaben der Vor-

habentragerin ohne Grundwasserabsenkung.

Flr das Einbringen von Stoffen in das Grundwasser (hier: Einbringen von Stahlrohren)
sei gemal § 49 Abs. 1 Satz 2 WHG eine Erlaubnis nur dann erforderlich, wenn sich
das Einbringen dieser Stoffe nachteilig auf die Grundwasserbeschaffenheit auswirke.
Dies sei vorliegend nicht der Fall. Das Einbringen der vorgenannten Stoffe ins Grund-

wasser sei insofern lediglich anzeigepflichtig (§ 49 Abs. 1 Satz 1 WHG).

Das Vorhaben liege ausweislich der Angaben im Erlauterungsbericht (Stand
19.02.2021) auRerhalb eines gesetzlichen oder vorlaufig gesicherten Uberschwem-
mungsgebietes. Auch seien keine Heilquellenschutz-, Trinkwassergewinnungs- und

Trinkwasserschutzgebiete im Betrachtungsraum vorhanden.

Laut dem Erlauterungsbericht (Stand 19.02.2021) sei insgesamt nicht von erheblichen
Beeintrachtigungen auf das Schutzgut ,Wasser“ auszugehen (s. Erlauterungsbericht,
Stand 19.02.2021, S. 19).
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B.4.5

Weiter bat der Sachbereich 6 darum, die nachfolgend in der Stellungnahme aufgefiihr-

ten Hinweise 1 - 7 bei Ausfiihrung des Vorhabens zu beachten.

Das Eisenbahn-Bundesamt nimmt die dort genannten Hinweise unter dem Kapitel
A.4.2 in diese Plangenehmigung auf, damit werden die Belange von Wasserwirtschaft

und Gewasserschutz gewahrt.

Naturschutz, Landschaftspflege und Artenschutz

Im Rahmen der Gesamtstellungnahme der Region Hannover vom 25.02.2021, ohne
Az., teilte die Untere Naturschutzbehérde (UNB) zunachst mit, dass sie zu den einge-
reichten Unterlagen keine Anmerkungen habe. Des Weiteren gab sie die folgenden
Hinweise flr das Genehmigungsverfahren und die Genehmigungsbehdrde zur Beach-

tung:

1. Nach ihrer Einschatzung prife die zustandige (Genehmigungs-)Behdrde die frist-
und sachgerechte Durchfiihrung der Vermeidungs- sowie der festgesetzten Aus-
gleichs- und ErsatzmalRnahmen einschlieBlich der erforderlichen Unterhaltungs-
malnahmen. Hierzu kénne diese vom Verursacher des Eingriffs auch die Vorlage
eines Berichts verlangen [§ 17 (7) BNatSchG]. Die Prifungen seien gebuhren-
pflichtig (Ziffer 64.1.3 AIIGO);

2. Die Kosten des Verfahrens seien dem Antragsteller aufzuerlegen.

3. Die Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen und die dafir in Anspruch genommenen
Flachen wirden von der UNB in einem Kompensationsverzeichnis erfasst [§17(6)
BNatSchG]. Die erforderlichen Angaben seien der UNB von der Genehmigungs-
behorde unaufgefordert zu Gbermitteln. Erganzend dazu werde auf die Nieder-
sachsische Verordnung uUber das Kompensationsverzeichnis - Niedersachsen -
vom 01. Februar 2013 (Nds. GVBI. Nr. 3 vom 15.02.2013 S. 42), insbesondere auf

§ 2 dieser Verordnung verwiesen.

Zur Wahrung der Belange von Naturschutz, Landschaftspflege und Artenschutz nimmt
das Eisenbahn-Bundesamt die Hinweise A.4.3.1 bis A.4.3.3 sowie A.4.4 und die Ne-
benbestimmung A.4.5 zur umweltfachlichen Bauuberwachung in diese Plangenehmi-

gung auf. Eine weitere Entscheidung ist nicht erforderlich.
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B.4.6

Immissionsschutz

B.4.6.1 Baubedingte Larmimmissionen

Eine Baustelle ist eine Anlage im Sinne von § 3 Abs. 5 BImSchG als eine funktionale
Zusammenfassung von Maschinen, Geraten u. a. Einrichtungen. Allerdings zahlen
Baustellen nicht zu den genehmigungsbedurftigen Anlagen, sondern sind nach § 22
Abs. 1 BImSchG zu beurteilen. Einen Mal3stab zur Beurteilung von Baustellenlarm gibt
die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm (AVV Baularm — Ge-
rauschimmissionen) vom 19.08.1970. Darin sind unter Ziffer 3.1.1 Im-missionsricht-
werte festgehalten, bei deren Einhaltung grundsatzlich von einer zumutbaren Larmbe-

Iastigung ausgegangen werden kann.

Die Vorhabentragerin hat eine Baularmprognose (Unterlage 12.1) erstellen lassen und
die Ergebnisse im Erlauterungsbericht, Kapitel 8.3.2 zusammengefasst dargestellt. Die
Immissionsberechnungen wurden fir 15 reprasentative Immissionsorte anhand von
Einzelpunktberechnungen durchgefuhrt und fur alle Bauphasen nach den Immissions-
richtwerte der AVV Baularm beurteilt. Im Einzelnen handelt es sich um folgende Bau-

maflnahmen:

Herstellung Stahlrammrohrpfahle (Phase 1)

Einfligen / Stellen + Betonieren Pfosten (Phase 2)

Herstellen Betonsockel (Phase 3)

Herstellen Aluminiumprofile (Phase 4)

Der Untersuchungen zum Baularm kommen zu dem Ergebnis, dass je nach Art und
Umfang der Baumallnahmen, die Immissionsrichtwerte der AVV Baularm im Nachtzeit-
raum wahrend der Bauphasen 1 bis 4 Uberschritten werden.

Oberhalb der Immissionsrichtwerte der AVV Baularm und unterhalb der Schwelle zur
Gesundheitsgefahrdung/ Eigentumsbeeintrachtigung im Sinne von Art. 2 Abs. 2 und
14 Abs. 1 Grundgesetz (diese ist auch im vorliegenden Fall bei einem Beurteilungspe-
gel von 70 dB(A) am Tag und 60 dB(A) in der Nacht anzusetzen) kann im Rahmen
einer Einzelfallprifung auch eine die Immissionsrichtwerte tbersteigende Baularmbe-
lastung als zumutbar angesehen werden, wenn das durch weitere Kriterien gerechtfer-
tigt wird. Dabei kommt in Betracht, Aspekte wie den Entfall von Betriebslarm wahrend
der Baudurchflihrung (als plangegebene Vorbelastung) oder die Zeitdauer der Immis-
sionsrichtwertiiberschreitungen in die Uberlegung einzustellen. Die vorhandene Vor-
belastung durch den Zugverkehr auf dem Streckenabschnitt der 1750 flhrt It. Baularm-

prognose zu Beurteilungspegeln fir Verkehrslarm von bis zu 70 dB(A).
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Die schalltechnischen Untersuchungen im Rahmen der vorliegenden Baularmprog-
nose haben gezeigt, dass der Wert der Vorbelastung von 70 dB(A) nach der AVV Bau-
I&rm unter den getroffenen Emissionsansatzen in den Bauphasen 1 — 3 wahrend des
Nachtzeitraums Uberschritten werden. Daraus folgt, dass die Plangenehmigungsbe-
hérde den Baularm, der aus den Arbeitsgangen der Phase 4 resultiert, unter Einbezie-
hung der entfallenden Vorbelastung aus Schienenverkehrslarm und der durch die
Larmsanierung bewirkten Reduzierung der Immissionsbelastung als zumutbar und
auch nicht als Beeintrachtigung von Rechten i. S. d. § 74 Abs. 6 Nr. 1 VWVfG einstuft,
auch soweit dieser Baularm die Immissionsrichtwerte der AVV Bauldrm tberschreitet.
Unter Einbeziehung der wegfallenden Vorbelastung verbleiben die Phasen 1 — 3, die
die Plangenehmigungsbehdrde als nicht mehr zumutbar einstuft.

Die Plangenehmigungsbehoérde hat auf dieser Basis zunachst geprift, ob es zur Re-
duzierung der Baularmimmissionen und zur Wahrung der Zumutbarkeitsschwelle in
Betracht kommt den Bauablauf zu andern. Das ist jedoch nicht der Fall:

Die vorliegende Baularmprognose hat nachvollziehbar dargelegt, dass das vorgese-
hene Bauverfahren unter Bericksichtigung des zeitlichen Aspektes jenes ist, welches
die klrzeste Bauzeit aufweist. Die Beschrankung der Arbeitszeit wiirde eine Verlange-
rung der zeitlichen Larmbelastung der betroffenen Anwohner mit sich bringen.

Die Plangenehmigungsbehdrde hat im nachsten Schritt geprift, ob und ggf. welche
Nebenbestimmungen sie der Vorhabentragerin aufgibt:

Aktive Schallschutzmaflinahmen sind aus Sicht der Vorhabentragerin auf Grund der
Kurze der Bautatigkeit und der standig wechselnden ortlichen Larmquellen nicht geeig-
net, die Anforderungen der AVV Baularm zu erflllen. Die Plangenehmigungsbehérde
schliefdt sich dieser Auffassung an.

Die Vorhabentragerin plant folgende, in der Baularmprognose beschriebenen Minde-

rungsmafinahmen im Rahmen der Baudurchflihrung umzusetzen:

e Fur die auf der Baustelle zum Einsatz kommenden Gerate wird bereits in den Aus-
schreibungsunterlagen die Forderung nach larmarmen Typen aufgenommen (Be-
achtung der Forderungen der Gerate- und Maschinenlarmschutzverordnung - 32.
BImSchV).

¢ Die Baustelle wird so geplant, eingerichtet und betrieben, dass Gerausche weitest-
gehend verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind.

¢ Die larmintensiven Vorbereitungsarbeiten, wie Transport des Materials, finden

wahrend des Tageszeitrums statt.
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e Zwischen einzelnen Arbeitsvorgangen werden die Baumaschinen ausgeschaltet,
sofern dies den Arbeitsablauf nicht unvertretbar erschwert. Leerfahrten werden
weit méglichst vermieden.

o Automatische Warnsysteme im Nachtzeitraum werden soweit mdglich nicht einge-
setzt.

¢ Die Anwohner werden rechtzeitig vor Beginn der Bauarbeiten Uber Beginn, Dauer,
Tageszeiten und Art der BaumafRRnahme informiert und erhalten dartGber hinaus
Kontaktdaten eines Ansprechpartners, der auf Fragen zum Bauablauf und zur Ge-
rauschentwicklung Auskunft geben kann.

Die Plangenehmigungsbehdrde halt diese Mallnahmen fur geeignet, erforderlich und
verhaltnismaRig im engeren Sinne fur einen sachgerechten Umgang mit Baularmim-
missionen. Sie setzt die vorgesehenen Mallnahmen daher ihrerseits in Nebenbestim-
mung A.4.6.2 fest.

Kdnnen die fur die Bauphasen 1 - 3 prognostizierte Beurteilungspegel von bis 76 dB(A)
durch diese MalRnahmen nicht weiter minimiert werde, kommt es zu einer — nicht mehr
als zumutbar einzustufenden — Uberschreitung der Immissionsrichtwerte der AVV Bau-
larm.

Soweit auch nach Anordnung aller verhaltnismaRigen und mit dem Bauvorhaben ver-
einbaren Schutzauflagen nachteilige Wirkungen i. S. d. § 74 Abs. 2 Satz 2 VwVfG ver-
bleiben, die Uber grundrechtliche Zumutbarkeitsschwelle von 70 dB(A) am Tag /
60 dB(A) in der Nacht hinausgehen und damit eine unzumutbare, die Sozialbindung
des Eigentums Ubersteigende Belastung zur Folge haben, hat die Vorhabentragerin zu
prifen, ob fir die betroffenen Personen fiir den Nachtzeitraum ein angemessener Er-
satzschlafraum (z. B. in einem in zumutbarer Nahe befindlichen Hotel) zur Verfigung
gestellt werden kann. Soweit ein angemessener Ersatzschlafraum nicht angeboten
werden kann, setzt die Plangenehmigungsbehérde in dieser Plangenehmigung dem

Grunde nach eine Entschadigung fest.

Die Hohe einer eventuellen Entschadigung wird in dieser Plangenehmigung nicht fest-
gelegt; eine Vereinbarung mit betroffenen Nachbarn bzw. ein Entschadigungsverfah-
ren sollte sich aus Sicht der Plangenehmigungsbehoérde in Bezug auf die Bemessung
der Entschadigung wegen Nutzungsbeeintrachtigungen von Innenrdumen an den obe-
ren Anhaltswerten der VDI-Richtlinie 2719 Schalldammung von Fenstern und deren

Zusatzeinrichtungen orientieren.
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Die Plangenehmigungsbehdrde entscheidet also fir das hier gegenstandliche Bauvor-
haben, dass die Baularmimmissionen, die Uber die grundrechtliche Zumutbarkeits-
schwelle hinausgehen, eine unzumutbare, die Sozialbindung des Eigentums Uberstei-
gende Belastung zur Folge haben. Fir den Nachtzeitraum hat die Vorhabentragerin
vorrangig angemessenen Ersatzschlafraum anzubieten, weil eine solche Schutzmal}-
nahme gegenuber einer Entschadigung vorrangig ist. Gelingt es der Vorhabentragerin
nicht, einen angemessenen Ersatzschlafraum anzubieten, greift die Entschadigungs-

regelung.

Die vorstehenden Regelungen sind abgeleitet aus einer Verfiigung des Eisenbahn-
Bundesamtes zum Umgang mit Baularm vom 19.09.2016 und den zugehdrigen Anla-
gen und Erganzungen. Sie kommen zur Anwendung, wenn ein Vorhaben und sein ge-
planter Bauablauf trotz unzumutbarer Baularmimmissionen nach erfolgter Abwagung
zugelassen werden soll. Die Nebenbestimmungen sind geeignet und erforderlich, um
den in der Abwagung zuruckgestellten Belangen zu einem angemessenen Ausgleich
zu verhelfen. Sie sind auch verhaltnismaRig im engeren Sinne, da sie fur die Vorha-
bentragerin zumutbar sind und diese nicht Uber Gebuhr belasten. Es stinde der Vor-
habentragerin frei, ihren Bauablauf so zu andern, dass dieser die grundrechtliche Zu-
mutbarkeitsschwelle nicht mehr Uberschreitet, falls sie sich von den o. g. Verpflichtun-

gen lésen wollte.

Durch die Errichtung der Larmschutzwande wird auf einer Gesamtlange vom 207,5 m
aktiver Schallschutz zur Larmminderung geschaffen, was zu einer dauerhaften Verbes-
serung der Immissionssituation fihren wird. Im Ergebnis kommt die Plangenehmi-
gungsbehorde in der Abwagung der Belange der Anwohner auf baubezogenen Larm-
schutz mit den Belangen der Vorhabentragerin auf Realisierung des Vorhabens aus
der eisenbahnrechtlichen Fachplanung zu der Entscheidung, dass das Vorhaben mit

den in Kapitel A.4.6 aufgefiihrten Nebenbestimmungen zugelassen wird.

B.4.6.2 Baubedingte Erschiitterungsimmissionen

Flr das Vorhaben wurde eine Untersuchung zu den zu erwartende baubedingten Er-
schutterungsimmissionen (Unterlage 12.1) vorgelegt. Die in dieser Untersuchung be-
rucksichtigten Bauverfahren wurden anhand der Anhaltswerte der DIN 4150-2 zum
Schutz des Menschen und DIN 4150-3 zum Schutz der Gebaude, als Dauererschutte-

rungen, berucksichtigt.
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B.4.7

In dem vorliegenden Fall wurde fir die Erschitterungsuntersuchung das nachstgele-
gene Gebaude, Badenstedter Strale 130, betrachtet. Das Gebaude befindet sich in

einer ungefahren Entfernung von 43 m zu der Erschitterungsquelle.

Unter der Berlcksichtigung einer Gerateleistung von W = 550 kW fiir eine Vibrations-
ramme ergabe sich eine maximale Fundamentschwinggeschwindigkeit Vi max, Fundament =
5 mm/s fiir einen Radius von 32 m unter Beriicksichtigung eines festen Untergrunds k*
06 =2 0. Da sich das nachste Gebaude in einem Abstand von ca. 43 m befande wiir-
den die Anforderungen an die zuldssigen Erschitterungen nach DIN 4150-3 eingehal-

ten.

Unter der Annahme einer hydraulischen Leistung am Vibrator von W = 550 kW fiir eine
Vibrationsramme und einer Erregerfrequenz von 30 Hz ergéabe sich ein Mindestschutz-
abstand von ca. r = 55 m (keine Resonanzeffekte) bis ca. r = 793 m (fir starke Reso-
nanzeffekte) zur Einhaltung der Anhaltswerte der DIN 4150-2.

In einem Abstand von 55 m zur Baumalnahme befinden sich keine Gebaude mit
Schutzbedurftiger Nachtnutzung. Auf3erhalb des Resonanzfalls sei voraussichtlich mit
keiner Uberschreitung der Anhaltswerte der DIN 4150-2 zu rechnen, im Resonanzfall
kénnten Uberschreitungen nicht ausgeschlossen werden. Somit kénnten spiirbare Er-

schitterungen auftreten.

Die Untersuchung empfahl abschlieRend Malinahmen, die geeignet seien erhebliche
Belastigungen (psychische Auswirkungen) durch baustelleninduzierte Erschutterun-
gen zu mindern. Erganzend rat die Untersuchung zu einer bautechnischen Beweissi-

cherung vor Beginn der Baumalnahmen.

Das Eisenbahn-Bundesamt nimmt vorsorglich die Nebenbestimmung A.4.6.3 in diese
Plangenehmigung auf. Damit werden die Belange in Bezug auf baubedingte Erschut-

terungen gewahrt.

Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz
Im Rahmen der Gesamtstellungnahme der Region Hannover vom 25.02.2021, ohne
Az., teilte die Untere Bodenschutzbehdrde der Region Hannover mit, dass gegen das

Vorhaben keine Bedenken bestinden (Fehlanzeige).

Aus Sicht der Unteren Abfallbehérde (UAB) bestinden gegen die beabsichtigte Bau-
malinahme keine Bedenken, sofern die aufgeflihrten Auflagen und Hinweise beachtet
wlrden: Mineralische Ausbaustoffe, die nicht am Standort wiederverwertet werden

konnten, seien in max. 300 m*® groRen Haufwerken bereitzustellen. Die Haufwerke
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B.4.8

seien entsprechend der einschlagigen Regeln (Mitteilung der Bund/Lander-Arbeitsge-
meinschaft Abfall (LAGA) 32, PN 98) durch einen qualifizierten Sachverstandigen /
Gutachter zu beproben und geman der LAGA Mitteilung 20 zu untersuchen. Erst diese
Deklaration ermogliche die weitere Entsorgung. Der Umfang der Deklarationsanalytik
richte sich u.a. nach der LAGA Mitteilung 20 bzw. der DepV sowie den Annahmekrite-
rien des Entsorgungsunternehmens. Die Untersuchungen seien durch ein fur diese
Aufgabenstellung akkreditiertes Labor durchzuflihren. Mindestens zwei Wochen vor
dem Start der Baumalinahme sei der Baubeginn bei der Region Hannover, Untere Ab-
fallbehérde (UAB) schriftlich anzuzeigen. Die im Rahmen des Bauvorhabens anfallen-
den Abfélle (z. B. Boden, Bauschutt, ggf. Stralenaufbruch) seien ordnungsgemaf und
schadlos zu verwerten (§ 7 KrWG) bzw. allgemeinwohlvertraglich zu beseitigen (§15
KrWG). Die Anforderungen der GewAbfV, insbesondere die Getrennthaltungs- und
Vorbehandlungspflichten, seien einzuhalten und umzusetzen. Vollzugshinweise zur
GewADbfV seien in der LAGA Mitteilung 34 zu finden. Ansprechpartner bei der (UAB)
seien die Herren Hahn (0511 / 616-21041, gerrit.hahn@region-hannover.de) und Hen-
scher (0511 / 616-25174, max.henscher@ region-hannover.de).

Die Plangenehmigungsbehdrde fuhrt unter A.4.7.1 bis A.4.7.4 die genannten Punkte
als Nebenbestimmungen bzw. Hinweise auf. Diese sind fur die Vorhabentragerin zu
beachten und umzusetzen. Damit werden die Belange von Abfallwirtschaft, Altlasten

und Bodenschutz gewahrt.

Offentliche Ver- und Entsorgungsanlagen

Die Planung ist mit den Belangen der offentlichen Ver- und Entsorgungsanlagen sowie

ahnlicher Anlagen Dritter vereinbar.

Mehrere Netzbetreiber (enercity Netz GmbH, Stadtentwasserung Hannover, Telekom
Technik GmbH, Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Landeshauptstadt Hannover -
Informations- und Kommunikationssysteme und USTRA - Hannoversche Verkehrsbe-
triebe AG) geben in ihren Stellungnahmen gegenuber der Vorhabentragerin Hinweise
auf ihre Anlagen und zum Vorhaben, teilweise verbunden mit Forderungen zur weiteren

Beteiligung.

Der verfugende Teil enthalt im Kapitel A.4.8 ergdnzend zum Abstimmungsverfahren
die Nebenbestimmung A.4.8.1: ,Mit den Betreibern von Leitungen, deren Anlagen be-
troffen sind, hat mdglichst friihzeitig eine Abstimmung beztglich der Baudurchfiihrung

und der notwendigen Begleitmallinahmen zu erfolgen. Die Hinweise und Forderungen
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in den jeweiligen Stellungnahmen sind zu beachten. Treten unvermutet Kabel oder Lei-

tungen auf, ist der Anlageneigentimer unverztglich zu verstandigen.*

Zur Wahrung der speziellen Belange der USTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe AG
wurde die Nebenbestimmung A.4.8.2 ,Im Bereich des Bauvorhabens befinden sich au-
Rerdem Schienen- und Fahrleitungsanlagen der USTRA Hannoversche Verkehrsbe-
triebe AG, fur die die besonderen Hinweise der Stellungnahme vom 20.03.2020 zu

beachten und umzusetzen sind.“ aufgenommen.

Kampfmittel

Die LGLN, Regionaldirektion Hameln-Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst teilte
in der Stellungnahme vom 22.09.2020, Az.: BA-2020-02086 mit, dass nach durchge-
fuhrter Luftbildauswertung auf der Flache A eine Kampfmittelbelastung vermutet
werde. Es seien keine Sondierungen durchgeflihrt worden und die Flachen seien nicht
geraumt worden. Es bestehe ein begriindeter Verdacht auf Kampfmittel.

Hinsichtlich der erforderlichen Gefahrenerforschungsmaflinahmen habe sich die Vor-
habentragerin an die fur lhren Ort zustandige Gefahrenabwehrbehérde (Stadt oder Ge-
meinde) zu wenden. Diese werde Uber das Ergebnis der Auswertung in Kenntnis ge-
setzt.

Zur Flache B teilte der Kampfmittelbeseitigungsdienst in seiner 0.g. Stellungnahme mit,
dass nach durchgefiihrter Luftbildauswertung dort keine Kampfmittelbelastung vermu-
tet werde und sich ein Kampfmittelverdacht nicht bestatigt hatte. Die vorliegenden Luft-
bilder kénnten jedoch nur auf Schaden durch Abwurfkampfmittel untersucht werden.
Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel (Granaten, Panzerfauste, Minen etc.) gefunden
werden, sei umgehend die zustandige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der
Kampfmittelraumdienst des Landes Niedersachsen bei der RD Hameln-Hannover des

LGLN zu benachrichtigen.

Der Nebenbestimmung A.4.9 bezuglich der Durchfihrung von Gefahrenerforschungs-
mafllnahmen sowie die Hinweise Uber das Auffinden von Kampfmitteln sind von der

Vorhabentragerin zu beachten.

B.4.10 Inanspruchnahme von Grundeigentum und sonstigen Rechten Dritter

Ausweislich der vorgelegten Planunterlagen sind fir die Durchfiihrung der Baumal}-
nahme voribergehende Flacheninanspruchnahmen von 1.335 m? sowie die dingliche

Sicherung von 386 m? fur die geplanten KompensationsmalRnahmen erforderlich.
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B.5

B.6

B.7

Die Flachen befinden sich im Eigentum eines Privatbetroffenen. Die Zustimmungen zur

Inanspruchnahme der Flachen liegen vor.

Das Eisenbahn-Bundesamt nimmt vorsorglich die Nebenbestimmung A.4.10 in diese
Plangenehmigung auf, damit werden die Belange bei der Inanspruchnahme von

Grundeigentum und bei Betroffenheit Dritter gewahrt.

Gesamtabwidgung

Am antragsgegenstandlichen Vorhaben besteht ein 6ffentliches Interesse. Die Plange-
nehmigungsbehdrde hat die unterschiedlichen &ffentlichen und privaten Belange ermit-
telt, alle Belange in die Abwagung eingestellt und diese gegeneinander und unterei-

nander abgewogen.

Sie hat festgestellt, dass die vorgelegte Planung unter Beriicksichtigung der Stellung-
nahmen der Beteiligten deren Aufgabenbereiche durch das Vorhaben bertiihrt sind, ge-
eignet ist, die planerischen Ziele unter Berlcksichtigung der 6ffentlichen und privaten

Interessen zu erreichen.

Sofortige Vollziehung

Die Plangenehmigung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar (§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3a
VwGO).

Entscheidung iiber Gebiihr und Auslagen

Die Entscheidung Uber die Gebuhr und die Auslagen fur diese individuell zurechenbare
offentliche Leistung des Eisenbahn-Bundesamtes beruht auf § 3 Abs. 4 Satz 1 BEVVG
i. V. m. der Verordnung Uber die Gebihren und Auslagen fir Amtshandlungen der Ei-

senbahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEGebV).
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C. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die vorstehende Plangenehmigung kann innerhalb eines Monats nach Zustel-
lung Klage beim
Oberverwaltungsgericht Liineburg,
Uelzener Strafle 40,
21335 Liineburg,
erhoben werden.
Der Klager hat innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung die zur Be-

grundung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben.

Eisenbahn-Bundesamt
AuBenstelle Hannover
Hannover, den 22.07.2021
Az. 581ppw/014-2021#001
EVH-Nr. 3456501

Seite 26 von 26




	A. Verfügender Teil
	A.1 Genehmigung des Plans
	A.2 Planunterlagen
	A.3 Konzentrationswirkung
	A.4 Nebenbestimmungen und Hinweise
	A.4.1 EIGV, VV BAU und VV BAU-STE
	A.4.2 Wasserwirtschaft und Gewässerschutz
	A.4.3 Naturschutz und Landschaftspflege
	A.4.3.1 Maßnahmen vor Baubeginn
	A.4.3.2 Maßnahmen während der Bauarbeiten
	A.4.3.3 Maßnahmen nach Abschluss der Bauarbeiten

	A.4.4 Artenschutz
	A.4.5 Umweltfachliche Bauüberwachung
	A.4.6 Immissionsschutz
	A.4.6.1 Baubedingte Immissionen
	A.4.6.2 Baubedingte Lärmimmissionen
	A.4.6.3 Baubedingte Erschütterungsimmissionen

	A.4.7 Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz
	A.4.8 Öffentliche Ver- und Entsorgungsanlagen
	A.4.9 Kampfmittel
	A.4.10 Inanspruchnahme von Grundeigentum und sonstigen Rechten Dritter
	A.4.11 Unterrichtungspflichten

	A.5 Entscheidung über Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Anträge
	A.6 Sofortige Vollziehung
	A.7 Gebühr und Auslagen

	B. Begründung
	B.1 Sachverhalt
	B.1.1 Gegenstand des Vorhabens
	B.1.2 Verfahren

	B.2 Verfahrensrechtliche Bewertung
	B.2.1 Rechtsgrundlage
	B.2.2 Zuständigkeit

	B.3 Umweltverträglichkeit
	B.4 Materiell-rechtliche Würdigung des Vorhabens
	B.4.1 Planrechtfertigung
	B.4.2 EIGV, VV BAU und VV BAU-STE
	B.4.3 Variantenentscheidung
	B.4.4 Wasserwirtschaft und Gewässerschutz
	B.4.5 Naturschutz, Landschaftspflege und Artenschutz
	B.4.6 Immissionsschutz
	B.4.6.1 Baubedingte Lärmimmissionen
	B.4.6.2 Baubedingte Erschütterungsimmissionen

	B.4.7 Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz
	B.4.8 Öffentliche Ver- und Entsorgungsanlagen
	B.4.9 Kampfmittel
	B.4.10 Inanspruchnahme von Grundeigentum und sonstigen Rechten Dritter

	B.5 Gesamtabwägung
	B.6 Sofortige Vollziehung
	B.7 Entscheidung über Gebühr und Auslagen

	C. Rechtsbehelfsbelehrung

